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Dachverband für Menschen mit geistiger 
und mehrfacher Behinderung 

An das Präsidium 

des Nationalrats 

Dr. Karl Renner Ring 3 

1017 Wien - Parlament 

,./ q /S N-146/Nt 

Datum: 4. JUNI1985 

VerteiltA�=g=l-:::!:���=:t:;l 

Wien, am 3. Juni 1985 

Betrifft: Stellungnahme zur geplanten Änderung des Invalideneinstellungs­

gesetzes, Zl. 42005/2-6/1985 des BM für soziale Verwaltung 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

beiliegend senden wir Ihnen wunschgemäß 25 Kopien der Stellungnahme der 

Lebenshilfe Österreich zur angeführten Novelle. Wir bitten Sie um 

entsprechende Kenntnisnahme. 

Mit freundlichen Grüßen, 

Dr. Heinz Trompisch 

Beilage: 25 Kopien der Stellungnahme 

/lfl'A A-1010 Wien 1, Ebendorferstraße 10/1 
V' Telefon (0 22 2) 42 55 94.0 
Bank: Die Erste 002-35717, BLZ 20111 
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Die Lebenshilfe: Mutmacher, Schrittmacher 
Rund 45.000 Österreicher sind geistig und mehrfach behindert. Damit sie ein Teil unserer Gemeinschaft sein 

und ein Leben so normal wie möglich führen können, brauchen sie lebensbegleitende Förderung. 
Etwa 300.000 engste Angehörige tragen diese besondere familiäre Aufgabe. 

Die Lebenshilfe vertritt als überparteilicher Familienverband die Interessen der geistig und mehrfach behinderten 
Österreicher, ihrer Angehörigen und aller beruflich diesem Anliegen v�rbundenen Menschen. 

Als Selbsthilfeorganisation der ersten Stunde führt die Lebenshilfe in ganz Osterreich Förderdienste für 
unsere behinderten Mitbürger. Wir setzen uns für alle Maßnahmen ein, die Menschen mit Behinderung 

ein Leben in unserer Mitte ermöglichen und ein menschenwürdiges Dasein sichern. 
Geistig behinderte Menschen können unsere Nachbarn, Kinder, Enkelkinder, Brüder, Schwestern, Freunde und 

Arbeitskollegen sein. Es geht nicht um Sentimentalitäten, sondern um Menschen, die unsere Hilfe brauchen 
und ein Recht auf diese Hilfe haben. Schauen Sie nicht weg - denken Sie daran, daß Sie allein durch 

Ihre Einstellung und Ihr Verhalten schon helfen können. 

Die Landesorganisationen der Lebenshilfe widmen sich in den einzelnen Bundesländern vorwiegend der 
Errichtung und dem Betrieb von Fördereinrichtungen für behinderte Menschenooaller Altersstufen. 

Die Lebenshilfe-Landesorganisationen sind Mitglieder der Lebenshilfe Osterreich. 
Präsident: LSI Hannes Schmidt, Salzburg; Geschäftsführender Vizepräsident: Dr. Walter Eigner, Wien; 

Vizepräsidenten: Ing. Walter Lukesch, Oberösterreich; Dir. Erich Schaber, Tirol; Bundessekretär: Helmut Spudich. 

Mitglied der Österreich ischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation. 
Mitglied der Internationalen Liga von Vereinigungen für Menschen mit geistiger Behinderung (ILSMH). 

Member of the International League of Societies for Persons with Mental Handicap (ILSMH). 
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Dachverband für Menschen mit geistiger 

und mehrfacher Behinderung 

An das Bundesministerium 
für soziale Verwaltung 

Stubenring 1, 
1010 Wien 

Wien, am 3. Juni 1985 

Betrifft: Stellungnahme zur geplanten Änderung des 

Invalideneinstellungsgesetzes 1969, Zl. 42005/2-6/1985 

Das wesentlichste Bedenken der Lebenshilfe Österreich, das bereits anläßlich 
der 1 etzten umfangrei cheren Novell ierung des lEi nsG vorgebracht wurde, näml ich 

die Formulierung des Personenkreises in § 2, wird auch durch die vorliegende 

Novel1ierung nicht berücksichtigt. Unserer Meinung nach begünstigt die 
Formulierung des § 2 IEinsG geistig behinderte Menschen nicht. In seiner 

derzeitigen Form schließt der § 2 geistig be�inderte Menschen von den 

Begünstigungen dieses Gesetzes geradezu aus, anstatt ihnen zu helfen. Auch 
Menschen mit einer geistigen Behinderung weisen eine (Mindest-) erwerbs­

fähigkeit auf, die auch wirtschaftlich verwertbar ist� Durch die Nicht-Auf-
, 

nahme von Menschen mit. einer geistigen Behinderung in den Kreis der Begün-

sti gten werden di esen �1enschen immer wi eder Beschäfti gungsmögl i chkeiten 

genommen. Wir verweisen dazu im Detail auf unsere seinerzeitigen ausführlichen 

Stellungnahmen. , 

Zur Terminologie des Gesetzes insgesamt erlauben wir uns darauf hinzuweisen, 

daß die Bezeichnung "Invalide" kaum mehr der heutigen Terminologie entspricht. 
Im Sinne einer beruflichen und sozialen Eingliederung, der dieses Gesetz 
dienen soll, schlagen wir vor, statt dessen den Ausdruck "behinderte Personen " 
oder "behi nderte Menschen " zu ver.wenden. Di ese Termi no 1 ogi e wurde bereits i Tl 
anderen Bundesgesetzen verwendet, etwa im "'Bundesgesetz über die Sach­
walterschaft für behi.nderte Personen" oder im "Nationalf.onds zur besonderen 

lfItA A-1010 Wien 1, Ebendorferstraße 10/1 
V" Telefon (0 22 2) 42 55 94.0 
Bank: Die Erste 002-35717, BLZ 20111 

9/SN-146/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 3 von 8

www.parlament.gv.at



9/SN-146/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)4 von 8

www.parlament.gv.at



Hilfe für behinderte Personen". Wir halten den Ausdruck "invalid" und die ihm 

.2;ugrunde liegenden Vierte für ein Hindernis, um Vorurteile, die gegenüber 

behinderten Menschen bestehen, abzubauen. Wir glauben daher, daß der Ausdruck 

"Behindertenbeschäftigungsgesetz" ein zeitgemäßerer Ausdruck ist, der die 

normalisierenden Intentionen dieser Soz� algesetzgebung wesentlich unterstützt. 

Im einzelnen nehmen wir wie folgt Stellung: 

ad) A.rt. I, Ziffer 1 (Verfassungsbestimmung) 
So sehr im Augenblick die Bundeskompetenz für das IEinsG unbestritten ist, 

so scheint es uns dennoch problem�tisch, die diesbezügliche Verfassungs­
klausel bedingungslos aufzuheben. Gerade jene Gesetzgebung, die Beschäfti­

gungsmaßnahmen für behinderte Personen betrifft, unterliegt einem gewissen, 
zum Teil auch wirtschaftlich bedingten, Unsicherheitsfaktor. Sollte die 

Verfassungsbestimmung ersatzlos gestrichen werden, so verzichtet die· 

öffentliche Hand insgesamt auf Möglichkeiten, die -- obwohl.im Einzelfall 

derzeit noch nicht absehbar -- zu einer flexiblen Anpassung der ein­
schlägigen Bestimmungen führen könnten. Wir regen daher an, daß die 

derzeitige Verfassungsbestimmung um weitere 10 Jahre (d.i. bis zum 31. Dez. 
� . 

1999) verlängert wird. 

ad) Art I, Ziffer 4 (§ 2, Abs. 2, 1it. c) 

Gerade durch di e Neuformul i erung di.eser Bestimmung über begünsti gte 

Invalide erscheint uns das im ersten Absatz erwähnte Manko des IEinsG 

besonders deutlich unterstrichen. Gerade g�stig behinderte Menschen sind 

es, die durch Empfang von Dauerleistungen aus der Sozialhilfe u.ä. nunmehr 
nicht mehr als begünstigte Invalide .anzusehen sind. Dadurch wird dieser 

Menschengruppe aber der Zugang zum Arbeitsmarkt nicht nur erschwert, 

sondern nachgeradezu verstellt. Wir fordern eine unseren Ausführungen im 
ersten Absatz dieser Stellungsnahme entsprechende Neuformulierung des 

IEinsG, die auch den Ansprüchen geistig behinderter Menschen, Arbeit zu 

finden, gerecht wird. 
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ad} Art I, Ziffer 13 (§ 9a) 

Wir erheben grundsätzliche Bedenken gegen aie Kürzung .der Prämie für die 

Vergabe von Werk aufträgen an Behi ndertenei nr:i'chtungen von 30 % _ auf 20 %. 

Wir glauben, daß gerade für Einrichtungen, in denen geistig,behinderte 

Menschen beschäftigt werden, diese Kürzung viele Auftraggeber dazu bri�gen 

könnte, aus. ka 1 kul atori schen Gründen sol che Aufträge ni cht mehr zu ver­

geben. Darüberhinaus regen wir an, den Ausdruck "Dienstgeber" durch die 

Formulierung "Auftraggeber, die im Rahmen ihrer unternehmerischen Tätigkeit 

Aufträge vergeben" zu ersetzen. Wir begründen dies damit, daß es in Öster­

reich eine sehr hohe Anzahl von Unternehmern gibt, die nicht zugleich 

Dienstgeber sind (z.B. Einmannfirmen, Familienbetriebe u.ä. ).  Durch eine 

sehr enge Auslegung des Begriffs "Dienstgeber " wären alle diese Auftrag­
geber, die nicht zugleich Dienstgeber

.
sind, von den Begünstigungen durch 

die Prämienzuerkennung für Arbeitsaufträge an Einrichtungen, in denen 

überwiegend schwerbehinderte Mensc�en tätig sind, benachteiligt. 

Wir bitten Sie, diese Änderungsvorschläge zur Novellierung des IEinsG noch zu 

berücksichtigen, um damit die Rechtsstellung von geistig behinderten Menschen 

insgesamt deutlich zu verbessern. 

Für die Lebenshilfe Österreich 

Leiter des Rechtsbereiches 

�! r . . 

\, {l. fl, (l {l-. r 

\J, � Vl � l ((j;11o-
Dipl.Kfm. Dr. Walter E��ner I 
Geschäftsf. Vizepräside�t 

25 Kopien ergehen an das Präsidium des Nationalrates 
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